
263 Durchführung der Hauptverhandlung §217

§217
Anberaumung einer neuen Hauptverhandlung

(1) Ist die Ladungsfrist nicht eingehalten, kann der Angeklagte die Anberaumung eines neuen 
Hauptverhandlungstermins beantragen. Er ist auf dieses Recht hinzuweisen.
(2) Eine Verhinderung des Verteidigers gibt dem Angeklagten das Recht, die Anberaumung einer 
neuen Hauptverhandlung zu beantragen. Im übrigen gilt § 65.
(3) Bei Nichterscheinen des gesellschaftlichen Anklägers oder des gesellschaftlichen Verteidigers hat 
das Gericht die Notwendigkeit der Anberaumung einer neuen Hauptverhandlung unter Berücksichti­
gung der Bedeutung der Strafsache, der exakten Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
und der gesellschaftlichen Wirksamkeit zu prüfen.
(4) Über Anträge auf Anberaumung einer neuen Hauptverhandlung entscheidet das Gericht.

1.1. Bei Nichteinhaltung der Ladungsfrist (vgl. 
§ 204) ist der Angeklagte auf die sich daraus für ihn 
ergebenden Rechte hinzuweisen. Die Einhaltung 
der Ladungsfrist ist vom Gericht zu Beginn der 
Hauptverhandlung zu prüfen.

1.2. Der Antrag auf Anberaumung einer neuen
Hauptverhandlung ist bis zum Beginn der Beweis­
aufnahme zulässig. Dem Antrag ist stattzugeben, 
wenn durch die Nichteinhaltung der Ladungsfrist 
die ausreichende Feststellung des Sachverhalts (vgl. 
§ 222) gefährdet erscheint oder das Recht auf Vertei­
digung (vgl. Anm. 1.1. zu §61) beeinträchtigt sein 
könnte. Der Angeklagte kann in der Hauptverhand­
lung auf die Einhaltung der Ladungsfrist verzichten 
(vgl. § 204 Abs. 3). Das Gericht hat auch in diesem 
Falle zu prüfen, ob unter Beachtung'von Umfang 
und Kompliziertheit des Verfahrensgegenstandes 
und der in der Persönlichkeit des Angeklagten lie­
genden Besonderheiten bei sofortiger Durchfüh­
rung der Hauptverhandlung die Feststellung der 
Wahrheit gefährdet oder die Rechte des Angeklag­
ten unzulässig eingeschränkt werden könnten. Ist 
dies der Fall, muß trotz des Verzichts des Angeklag­
ten ein neuer Verhandlungstermin anberaumt wer­
den (vgl. OG-Inf. 1/1983 S. 13).

2.1. Verhinderung des Verteidigers ist dessen Nicht­
erscheinen in der Hauptverhandlung oder eine in 
der Hauptverhandlung plötzlich auftretende körper­
liche Beeinträchtigung seiner Arbeitsfähigkeit, die 
nicht zuläßt, daß er seine Aufgaben wahrnimmt. Ist 
in einem solchen Falle die Mitwirkung eines Vertei­
digers gesetzlich vorgeschrieben (vgl. § 63 Abs. 1 
und 2, § 72 Abs. 2 und 3), darf nicht verhandelt wer­
den, auch wenn der verhinderte Verteidiger ein ge­
wählter Verteidiger ist. Das Gericht muß einen 
neuen Hauptverhandlungstermin oder die Unterbre­

chung der Hauptverhandlung beschließen. Es darf 
die Hauptverhandlung nur fortsetzen, falls ein neu 
bestellter oder gewählter Verteidiger (vgl. Anm. 1. zu 
§ 65) die Verteidigung sofort weiterführen kann.

2.2. Ist die Mitwirkung eines Verteidigers gesetzlich 
nicht vorgeschrieben, hat das Gericht, wenn der Ver­
teidiger nicht oder ohne Verschulden des Angeklag­
ten so kurzfristig geladen wurde, daß seine Teil­
nahme an der Hauptverhandlung nicht möglich 
war, auf Antrag des Angeklagten einen neuen Ter­
min zur Hauptverhandlung anzuberaumen oder die 
Unterbrechung der Hauptverhandlung zu beschlie­
ßen. Stellt der Angeklagte keinen entsprechenden 
Antrag oder erklärt er ausdrücklich, daß er sich 
selbst verteidigen will, so kann die Hauptverhand­
lung durchgeführt werden. Das Gericht muß den 
Angeklagten in den Fällen, in denen die Wahl des 
Verteidigers angezeigt worden ist, auf sein Recht 
hinweisen, die Anberaumung einer neuen Hauptver­
handlung zu beantragen. Das Gericht kann auch 
eine kürzere oder längere Unterbrechung der 
Hauptverhandlung beschließen, falls dies ausrei­
chend ist, um die Mitwirkung des Verteidigers zu er­
möglichen. Der Angeklagte hat aber, insbes. bei ver­
späteter Verteidigerwahl, nicht in jedem Falle einen 
Anspruch auf Anberaumung eines neuen Hauptver­
handlungstermins oder auf Unterbrechung der 
Hauptverhandlung. Das Gericht hat unter Berück­
sichtigung der konkreten Umstände der Sache zu 
prüfen, welche Entscheidung notwendig ist, um das 
Recht des Angeklagten auf Verteidigung zu sichern 
und das gerichtliche Hauptverfahren zügig und kon­
zentriert durchzuführen. Dabei hat es sich davon 
leiten zu lassen, ob der Angeklagte unter Berück­
sichtigung des Umfangs sowie der tatsächlichen 
oder rechtlichen Kompliziertheit der Sache und sei­
ner Persönlichkeit zur Wahrnehmung des Rechts

.


